
Hinweise zum Datenschutz in der Projektförderung  
Förderung von kleineren Flächen mit eigendynamischer Entwicklung und von                 
KlimaWildnisBotschafter*innen als Beitrag zum natürlichen Klimaschutz (KlimaWildnis) 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
(BMUV) nimmt den Schutz Ihrer personenbezogenen Daten sehr ernst. Personenbezogene Daten 
werden von uns nur im notwendigen Umfang und in Übereinstimmung mit der Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) und dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) verarbeitet.  

Nachfolgend informieren wir Sie über die Art und Weise und die Hintergründe der Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit Ihrer Antragstellung auf eine Zuwendung 
durch das BMUV im Rahmen der Projektförderung im Rahmen der Richtlinie zur Förderung von 
kleineren Flächen mit eigendynamischer Entwicklung und von KlimaWildnisBotschafter*innen als 
Beitrag zum natürlichen Klimaschutz (FRL KlimaWildnis vom 5. November 2024, abrufbar unter: 
https://www.bmuv.de/download/richtlinie-zur-foerderung-von-kleineren-flaechen-mit-eigendynami-
scher-entwicklung-und-von-klimawildnisbotschafterinnen-und-botschaftern-als-beitrag-zum-
natuerlichen-klimaschutz und www.z-u-g.org/klimawildnis) 

Diesem Hinweisblatt können Sie unter anderem nähere Informationen dazu entnehmen, welche 
Daten zu welchem Zweck und auf welcher Grundlage erhoben werden, wie Sie die verantwortliche 
Stelle und den die Datenschutzbeauftragten kontaktieren können und welche Rechte Sie in Bezug 
auf die Verarbeitung der personenbezogenen Daten haben.  

Die folgenden Hinweise gelten gleichermaßen für Erhebungen von personenbezogenen Daten bei 
der betroffenen Person (also Ihnen, dem Antragstellenden) sowie bei Erhebung Ihrer personenbe-
zogenen Daten bei Dritten, z.B. bei Ihren Beschäftigten.  

Folgende Informationen sind Ihnen gemäß Art. 13 und 14 DSGVO bei Erhebung der personenbe-
zogenen Daten mitzuteilen: 

1 Verantwortliche Stelle und Datenschutzbeauftragter (Art. 13 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 DSGVO)     

1.1 Name und Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle: 

 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
Stresemannstraße 128 - 130 
10117 Berlin  

 

 Telefon: + 49 (0) 30 18 305 - 0  
 Telefax: + 49 (0) 228 99 305 - 3225  
 E-Mail: poststelle@bmu.bund.de  

1.2 Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 

Für Fragen und Auskünfte rund um das Thema Datenschutz steht Ihnen der Datenschutzbeauf-
tragte des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz zur Verfügung.  

 Beauftragte für den Datenschutz im BMUV  

 Stresemannstraße 128 – 130 
10117 Berlin 

 

 Telefon: +49 (0) 30 18 305 - 0  
 



Datenschutzhinweise Projektförderung „KlimaWildnis“  

2 

Weitere Kontaktdaten bzw. -möglichkeiten finden Sie auf der Datenschutzerklärung des BMUV, 
veröffentlicht unter: https://www.bmuv.de/datenschutz  

2 Kategorien von personenbezogenen Daten, die durch uns verarbei-
tet werden, sowie die Quellen, aus denen wir diese Daten erhalten 

Das BMUV verarbeitet personenbezogene Daten, die im Rahmen der Antragstellung sowie auch 
der gesamten Abwicklung des Projektförderverfahrens von den jeweiligen Antragstellern bzw. Zu-
wendungsempfänger*innen und – sofern relevant – von Vertrags- und Kooperationspartner*innen 
übermittelt wurden. 

Des Weiteren werden personenbezogene Daten verarbeitet, die von Behörden und/oder Dritten 
zulässigerweise (z. B. nach § 25 BDSG) übermittelt wurden. Schließlich werden personenbezo-
gene Daten aus öffentlich zugänglichen Quellen, unter anderem dem Handelsregister dem Ver-
einsregister sowie ggf. Bonitätsdaten, welche bei der CRIF GmbH zugänglich sind. Nähere Infor-
mationen können über die Webseite der CRIF (https://crif.de/datenschutz/) abgerufen werden.  

Folgende Kategorien von personenbezogenen Daten werden dabei verarbeitet: 

• Name und dienstliche Kontaktdaten der Ansprechperson des Antragstellenden bzw. Zu-
wendungsempfangenden für administrative Fragen, 

• Name, Geburtsdatum und dienstliche Kontaktdaten der bevollmächtigten oder gesetzlich 
vertretungsberechtigten Personen 

• Name sowie dienstliche Kontaktdaten der mit der Projektleitung betrauten Person, 
• Ggf. Bonitätsdaten der/des Antragstellenden und Daten aus dem Handelsregister (Firma, 

Sitz, Niederlassung und Zweigniederlassungen, Gegenstand des Unternehmens, vertre-
tungsberechtigte Personen, die Rechtsform des Unternehmens sowie das Grund- oder 
Stammkapital und den Namen der/des Geschäftsinhabers/Geschäftsinhaberin), 

• Name, ggf. Geburtsdatum sowie Kontaktdaten von Dritten, die an der Umsetzung des Vor-
habens beteiligt sind, insbesondere der/des Grundstückseigentümer*in und der hierzu be-
auftragten Notar*innen für den Ankauf von KlimaWildnis-Flächen bzw. zur Eintragung der 
dinglichen Sicherungsrechte, 

• Name sowie dienstliche Kontaktdaten des Gutachters/der Gutachterin für das Wertgutach-
ten, 

• Name, Kontaktdaten, Lebenslauf, ggf. Qualifikationsnachweise der/des KlimaWildnisBot-
schafter*in sowie vom Antragsteller bzw. Zuwendungsempfänger gemachten Angaben zur 
Bestimmung der zuwendungsfähigen Personalausgaben bzw. -kosten (z.B. Entgeltgruppe, 
personenbezogene Arbeitszeit- und Gehaltsnachweise und Reisekostenabrechnungen). 

• Ggf. Name und dienstliche Kontaktdaten der ausführenden Stelle, 
• Ggf. Name, Sitz und Land des/der Vertrags- bzw. Kooperationspartner*in  

 

3 Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten 

3.1 Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden 

Die Datenverarbeitung erfolgt mit Einreichung eines Antrags und zu dem Zweck der Abwicklung 
des Projektförderverfahrens. 

Insbesondere erfolgt die Verarbeitung für folgende Zwecke: 

• Prüfung des Antrags auf Projektfördermittel einschließlich der Begutachtung,  
• zur Vorbereitung der Förderentscheidung, 
• für die Abwicklung und Überwachung der Zahlungen, 
• für die Prüfung der Verwendung, 
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• zu Analyse- und Statistikzwecken, 
• für gesetzlich vorgesehene Prüfungen des Bundesrechnungshofs,   
• für Evaluationen der Antragstellenden sowie Zuwendungsempfangenden im Rahmen der 

Erfolgskontrolle, 
• transparente Information der Öffentlichkeit und öffentlicher Stellen (z. B. Bundestag, Lan-

desbehörden, EU). 

Darüber hinaus werden die Kontaktdaten auch dazu verwendet, Sie vereinzelt über Veranstaltun-
gen zu informieren, die im Zusammenhang mit dem geförderten Projekt oder dem Förderthema 
stehen (z.B. Fördermittelbescheidübergabe, Vernetzungsveranstaltungen, Workshops, Art. 6 Abs. 
1 lit. e DSGVO i.V.m. § 3 BDSG, §§ 23, 44 BHO). 

3.2 Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 

Die Datenverarbeitung erfolgt zu allen genannten Zwecken im öffentlichen Interesse gemäß Art. 6 
Abs. 1 lit. e DSGVO i.V.m. §§ 3, 25 Abs. 1 bzw. Abs. 2 BDSG, da die Verarbeitung der Durchfüh-
rung eines Zuwendungsverfahrens gemäß §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) dient 
und die Rechtmäßigkeit bzw. die Wirtschaftlichkeit des Erhalts der Zuwendung nachzuhalten ist.  

Darüber hinaus besteht ein öffentliches Interesse an der Erfüllung der an das BMUV gestellten 
Transparenzanforderungen (Art. 110 Abs. 2 GG i.V.m. Art. 42 Abs. 1 GG, § 10 BHO) hinsichtlich 
der Verwendung öffentlicher Mittel. 

Die Datenverarbeitung erfolgt auch aufgrund gesetzlicher Verpflichtung soweit es um die Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof geht gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO i.V.m. § 95 BHO, soweit 
es um die Information der Öffentlichkeit geht gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO i.V.m. §§ 5 ,11 
Informationsfreiheitsgesetz (IFG) bzw. Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO i.V.m. §§ 3, 9 Umweltinformati-
onsgesetz (UIG) und soweit es um die Information öffentlicher Stellen geht gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. 
c. DSGVO i.V.m. § 10 BHO (Bundestag/Bundesrat), Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO i.V.m. Art. 38 Abs. 
1 S. 2, 20 Abs. 2 S. 2 GG (Bundestagsinformation) bzw. Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO i.V.m. Art. 
53 S. 3 GG (Bundesratsinformation). 

3.3 Mögliche Folgen einer Nichtbereitstellung 

Im Rahmen der Projektförderung müssen Sie diejenigen personenbezogenen Daten bereitstellen, 
die für die Entscheidung, Vorbereitung und Durchführung der Förderung und die Erfüllung der da-
mit verbundenen vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten erforderlich sind oder zu deren Verar-
beitung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten wird die Projektförderung gegebenenfalls 
nicht durchgeführt werden können. 

3.4 Automatisierte Entscheidungsfindung einschl. Profiling, Art. 22 Abs. 1 und 4 
DSGVO 

Wir verwenden weder eine automatisierte Entscheidungsfindung noch ein Profiling gemäß Art. 22 
DSGVO. 

4 Angaben zu Weitergabe und Auslandsbezug    

4.1 (Kategorien an) Empfangende(n) der personenbezogenen Daten 

Projektträger: Im Auftrag des BMUV setzt die Zukunft-Umwelt-Gesellschaft (ZUG) gGmbH die 
fachliche und administrative Prüfung der Fördermittelanträge und der Umsetzung der Fördermaß-
nahmen um. Sie wird als Auftragsverarbeiter des BMUV (Art. 28 DSGVO) tätig und verarbeitet alle 
o.g. personenbezogenen Daten über das System „profi“ und ggf. in eigenen IT-Systemen.  

Bundesamt für Naturschutz: Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) koordiniert die Umsetzung 
von Fördermaßnahmen in Zusammenarbeit mit verschiedenen Partnern wie Projektträgern, För-
derbanken, Bundesländern und weiteren Fachinstitutionen. Dem Bundesamt für Naturschutz wer-
den folgende Daten übermittelt:  
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 Personenbezogene Daten der KlimaWildnisBotschafter*innen sowie personenbezogene Daten, die im Rahmen 
des Monitorings erhoben wurden und insbesondere zu Zwecken des Umweltmonitorings, der Evaluation und 
Erfüllung national-gesetzlicher, europäischer und internationaler Berichtspflichten verarbeitet werden. Eine Ver-
wendung der Daten zur Regelung von Einzelfällen wird ausgeschlossen. 

 Personenbezogene Daten der Ansprechpersonen der Antragstellenden bzw. Zuwendungsempfangenden zur 
Durchführung der unter Ziff. 3.1 genannten Veranstaltungen.  

KlimaWildnisZentrale: Das Bundesamt für Naturschutz hat im Auftrag des BMUV die KlimaWild-
nisZentrale mit der Erstellung von fachlichen Stellungnahmen zu den Anträgen auf Förderung von 
KlimaWildnisBotschafter*innen beauftragt. Die KlimaWildnisZentrale ist Teil des Aktionspro-
gramms „Natürlicher Klimaschutz“ des BUMV. Sie wird von mehreren Naturschutzorganisationen 
gemeinsam betrieben: Naturstiftung David, Zoologische Gesellschaft Frankfurt und NABU-Stiftung 
Nationales Naturerbe. Für die fachliche Begutachtung der Fördermittelanträge und zur anschlie-
ßenden Koordinierung der Projektumsetzung wird sie als Auftragsverarbeiter des Bundesamts für 
Naturschutz (Art. 28 DSGVO) tätig. Der KlimaWildnisZentrale werden folgende Daten übermittelt:   

 Name, Kontaktdaten, Lebenslauf, ggf. Qualifikationsnachweise der/des KlimaWildnis-Botschafter*in  

Projektinformationssystem „profi“: Das BMUV nutzt zur Vorbereitung, Organisation, Betreuung und 
Abrechnung von Fördermaßnahmen das Projektförderinformationssystem „profi". Dieses wird vom 
Informationsservice Projektförderung beim Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR-
IP) als Auftragsverarbeiter des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (Art. 28 DSGVO) 
betrieben.   

Bundeshaushaltskasse: Das System „profi" verfügt über eine Schnittstelle zur Bundeskasse; zur 
Abwicklung von Zahlungen an die Bundeskasse werden die erforderlichen personenbezogenen 
Daten übermittelt. 

Zuwendungs- und Koordinierungsdatenbank: Darüber hinaus verfügt das System „profi" über eine 
Schnittstelle zur Zuwendungs- und Koordinierungsdatenbank. Diese Datenbank wird ebenfalls von 
dem DLR-IP betreut. Zugriff auf diese Datenbanken haben auch alle anderen Bundesministerien 
sowie deren nachgeordneter Bereiche und ggf. Auftragsverarbeiter, die über einen Zugang zum 
Informationsservice Projektförderung „profi" verfügen, sowie der Bundesrechnungshof.  

 Name, Ort, Land, ggf. Staat der/des Zuwendungsempfangenden und/oder der ausführenden Stelle mit dem 
Thema des jeweiligen Projekts, der Laufzeit, der Fördersumme, dem Förderkennzeichen, dem zuständigen 
Referat des BMUV und dem jeweiligen Verbund. 

Evaluator*innen: Zur Evaluation der jeweiligen Förderprogramme werden personenbezogene Da-
ten der konkreten Ansprechpersonen bei der/dem Antragstellenden bzw. Zuwendungsempfangen-
den an externe Evaluator*innen übermittelt. Das Bundesamt für Naturschutz hat im Auftrag des 
BMUV z.B. das Thünen-Institut mit der Evaluation des Aktionsprogrammes Natürlicher Klimaschutz 
beauftragt. Hierzu sollen Monitoringdaten aus den einzelnen ANK Maßnahmen (KlimaWildnis: 
Maßnahme 4.1.) in einer Datenbank erfasst werden.  

Förderkatalog des Bundes: Im Förderkatalog (einsehbar unter https://foerderportal.bund.de/foekat) 
werden folgende Daten - unabhängig von der Rechtsform der/des Zuwendungsempfangenden - 
veröffentlicht:  

 Name, Ort, Land, ggf. Staat der/des Zuwendungsempfangenden und/oder der ausführenden Stelle mit dem 
Thema des jeweiligen Projekts, der Laufzeit, der Fördersumme, dem Förderkennzeichen, dem zuständigen 
Referat des BMUV und dem jeweiligen Verbund.  

Anfragen: Zur Beantwortung von Anfragen können personenbezogene Daten an Mitglieder des 
deutschen Bundestags (und ggf. an die EU-Kommission oder andere Behörden) auf Grundlage 
von Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. e DSGVO i.V.m. § 3 BDSG; § 25 Abs. 1 BDSG bzw. § 25 Abs. 2 BDSG 
übermittelt werden, sofern dies erforderlich und rechtlich zulässig ist. 

Bundestagswahlkreise: Für die Darstellung von Vorhaben, die durch das BMUV in den einzelnen 
Bundestagswahlkreisen gefördert werden, können personenbezogene Daten an Abgeordnete des 
deutschen Bundestags zu den einzelnen Projekten (Name und Ort der/des Zuwendungsempfan-
genden, Thema, Laufzeit und Höhe der Fördermittel) übermittelt werden. 
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Bundesrechnungshof: Im Rahmen von Prüfungen hat der Bundesrechnungshof (BRH) ebenfalls 
Zugriffsrechte auf das Projektförderinformationssystem „profi". 

Preisüberwachungsstellen: Die Preisüberwachungsstellen der Länder, der Landesrechnungshof 
sowie die Rechnungsprüfungsämter können personenbezogene Daten zum Zwecke der vertieften 
Prüfungen der Verwendung erhalten. 

Zwischen- bzw. Bundesarchiv: Zur Archivierung werden die Vorhabenakten an das Zwischenarchiv 
bzw. das Bundesarchiv nach Maßgabe der Richtlinie für das Bearbeiten und Verwalten von Schrift-
gut in Bundesministerien (Registraturrichtlinie) übersendet. 

4.2 Datenübermittlung ins Drittland 

Im Rahmen der Projektförderung erfolgt keine Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen, 
deren Sitz oder deren Ort der Datenverarbeitung nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum gelegen ist. 

5 Dauer der Speicherung 

Wir löschen personenbezogene Daten, wenn sie für die von uns verfolgten Zwecke nicht mehr 
erforderlich sind und keine anderweitigen Rechtsgrundlagen, insbesondere gesetzliche oder ver-
tragliche Aufbewahrungsfristen, greifen. 

Die Speicherung personenbezogener Daten in den Vorhabenakten richtet sich nach den für die 
Aufbewahrung von Schriftgut geltenden Fristen der Registraturrichtlinie, die die Gemeinsame Ge-
schäftsordnung der Bundesministerien (GGO) ergänzt sowie den besonderen Rechtsvorschriften 
für die Aufbewahrung von Haushaltsdaten (insb. der VV ZBR BHO). Die Kriterien der Fristbemes-
sung nach der Registraturrichtlinie können deren Anlage 5 entnommen werden. Die maximale 
Speicherdauer wird in der Regel 20 Jahre nicht überschreiten, sofern sich nicht aus den Beson-
derheiten des Einzelfalls oder gesetzlicher Verpflichtungen das Erfordernis einer längeren Spei-
cherung ergibt.  

6 Betroffenenrechte (Art. 13 Abs. 2 Nr. 2, 3, 4 DSGVO) 

Bei Vorliegen der jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen nach der Datenschutz-
grundverordnung die folgenden Rechte zu:   

6.1 Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO) 

Mit dem Recht auf Auskunft erhalten Sie eine umfassende Einsicht in die Sie betreffenden Daten 
und einige andere wichtige Kriterien wie beispielsweise die Verarbeitungszwecke oder die Dauer 
der Speicherung. Es gelten die in § 34 BDSG geregelten Ausnahmen von diesem Recht. 

6.2 Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO) 

Das Recht auf Berichtigung beinhaltet die Möglichkeit für Sie, unrichtige Sie betreffende perso-
nenbezogene Daten ändern zu lassen. 

6.3 Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO) 

Das Recht auf Löschung beinhaltet die Möglichkeit für Sie Daten löschen zu lassen. Dies ist aller-
dings nur dann möglich, wenn die Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht mehr not-
wendig sind, rechtswidrig verarbeitet werden oder eine diesbezügliche Einwilligung widerrufen 
wurde. Es gelten die in § 35 BDSG geregelten Ausnahmen von diesem Recht. 
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6.4 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO)  

Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung beinhaltet die Möglichkeit für Sie, eine weitere 
Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten vorerst zu verhindern. Eine Ein-
schränkung tritt vor allem in der Prüfungsphase anderer Rechtewahrnehmungen durch Sie ein.  

6.5 Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) 

Das Recht auf Datenübertragbarkeit beinhaltet die Möglichkeit für Sie, die Sie betreffenden per-
sonenbezogenen Daten in einem gängigen, maschinenlesbaren Format, beispielsweise als PDF-
Dokument, von der verantwortlichen Stelle zu erhalten, um diese, wenn nötig, an anderen verant-
wortliche Stellen weiterleiten zu lassen. Gemäß Art. 20 Abs. 3 Satz 2 DSGVO steht dieses Recht 
aber dann nicht zur Verfügung, wenn die Datenverarbeitung der Wahrnehmung öffentlicher Auf-
gaben dient. 

6.6 Recht auf Widerspruch (Art. 21 DSGV) 

Das Recht auf Widerspruch beinhaltet die Möglichkeit für Sie, in einer besonderen Situation der 
weiteren Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu widersprechen, soweit dies durch die 
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben oder öffentlicher sowie privater Interessen gerechtfertigt ist. 
Das Recht gilt gemäß § 36 BDSG nicht, wenn eine öffentliche Stelle durch Rechtsvorschrift zur 
Verarbeitung verpflichtet ist. 

6.7 Recht auf Widerruf der Einwilligung (Art. 7 Abs. 3 DSGV) 

Soweit die Verarbeitung der personenbezogenen Daten auf Grundlage einer Einwilligung erfolgt, 
können Betroffene diese jederzeit für den entsprechenden Zweck widerrufen. Die Rechtmäßigkeit 
der Verarbeitung aufgrund der getätigten Einwilligung bleibt bis zum Eingang des Widerrufs unbe-
rührt. Außerdem steht Ihnen nach Art. 13 Abs. 2 lit. b i.V.m. mit Art. 21 DSGVO ein Widerspruchs-
recht gegen solche Verarbeitungen zu, die auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO beruhen.  

Die Wahrnehmung dieser Rechte ist für Sie unentgeltlich und wird auf Antrag im Rahmen Ihres 
Informationsinteresses gewährt. Bitte wenden Sie sich dazu an den Datenschutzbeauftragten des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz. 

6.8 Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde 

Sofern personenbezogene Daten durch uns verarbeitet werden, steht Ihnen ein Beschwerderecht 
bei der datenschutzrechtlichen Aufsichtsbehörde zu.  

Zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

 Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Graurheindorfer Str. 153 
53117 Bonn 

 

 Telefon: 0228 99 7799-0  
 E-Mail: poststelle@bfdi.bund.de   
 Internet: www.bfdi.bund.de  

 


